Antrag zur BDK am 20-22.11. 2015

Weltweite Ächtung des Einsatzes von Uranmunition
–  Aufklärung, Beseitigung und Entschädigung der Umwelt- und Gesundheitsfolgen des Einsatzes von Uranmunition
Geschosse aus abgereicherten Uran, auch „DU – DepletedUraniumAmmunition“ genannt, werden weltweit in verschiedenen Konflikten eingesetzt und können neben der direkten Wirkung auch schwere langfristige Schäden für Gesundheit und Umwelt verursachen. 

Der Beschluss der Vereinten Nationen zum Vorsorgeprinzip, nachdem Verwender von Uranmunition deren Ungefährlichkeit für Umwelt und Zivilbevölkerung vor einem Einsatz nachweisen müssen, ist daher richtig und wir unterstützen ihn ausdrücklich.  

Wir sind der Meinung, dass Deutschland nicht wegschauen kann, was die Auswirkungen von Uranmunition angeht. Wir fordern die Bundesregierung nachdrücklich dazu auf, politisch darauf hinzuwirken, dass DU-Waffen international verbindlich verboten werden. Wir fordern daher die Bundesregierung auf, sich klar für 
· die weltweite Ächtung des Einsatzes von Uranmunition in gleicher Strenge wie Chemiewaffen auf UN-Ebene
einzusetzen und sich gleichzeitig konsequent folgender Aufgaben anzunehmen:
Klärung der Verantwortlichkeiten und Beginn der Beseitigung und Entschädigung der Umwelt- und Gesundheitsfolgen des Einsatzes von Uranmunition wie die
· Aufklärung des jeweiligen Einsatzes von Uranmunition: wann, wieviel und wo?
· Rekonstruktion des Frontverlaufes und der Einsatzorte im Krieg und wissenschaftliche Kartierung der Uranverseuchung in Boden, Gebäuden, Wasser, Pflanzen, Lebensmitteln
· Ermittlung der Belastung der betroffenen Bevölkerung. 
· Wissenschaftliche Analyse der Gesundheitsfolgen des Einsatzes
· Auch muss sich die Bundesrepublik an der Beseitigung der hierdurch verursachten Giftfrachten beteiligen.
Daraus folgend ist die Frage der Entschädigung der Opfer für Gesundheitsprobleme und für die Umweltzerstörung zu klären. Wir fordern eine Soforthilfe zur Vermeidung der Aufnahme kontaminierter Nahrung und der Schaffung von gesperrten Zonen für die am stärksten betroffenen Gebiete. Dabei sind  deutsche Grenzwerte für Trinkwasser (10 µg/l) anzuwenden. (Nahrung: Ziel sollte < 0,6 µg U/(kg Körpergewicht) am Tag (Richtwert der WHO) sein.)
Die deutsche Initiative soll an erster Stelle im Kosovo angegangen werden. Grüne haben in der damaligen Bundesregierung den Einsatz mit beschlossen und getragen. Heute sehen wir entsetzliche Spätfolgen.
Wir müssen uns für das Geschehene verantwortlich zeigen und es heute auch wissenschaftlich aufarbeiten, um so die Grundlage für einen weltweiten Bann des Einsatzes der Uranmunition zu legen. Denn immer noch wird argumentiert, dass eine Schädigung nicht wissenschaftlich nachgewiesen sei.
Auch fordern wir Aufklärung des möglichen Einsatzes in aktuellen kriegerischen Konflikten:
· Wurden den Kurden zur Verteidigung von Kobane Uranmunition zur Zerstörung gepanzerter Fahrzeuge der IS geliefert? Ist Kobane jetzt befreit, aber Uran-verseucht?
· Haben die US-Amerikaner vor, ggf. Uranmunition an die Ukraine zu liefern? Wurde in der Kornkammer Europas bereits Uranmunition eingesetzt?
· Sind im Rahmen der NATO-Übungen und der Stationierung von amerikanischem Kriegsgerät in den letzten Wochen Waffen mit uranhaltiger Munition in den baltischen Staaten, Polen, Tschechien und anderen Staaten stationiert worden? Wie ist die Haltung der Bundesregierung dazu?
Begründung: 

Bei der Generalversammlung der Vereinten Nationen im Dezember 2014 enthielt sich die Bundesregierung bei der Abstimmung der Resolution zu den Folgen des Einsatzes von Uranmunition anstatt sich für eine umfassende Untersuchung möglicher Risiken und Folgeschäden sowie für ein Moratorium für den Einsatz von Uranmunition einzusetzen. Die Enthaltung der Bundesregierung aus SPD und CDU/CSU ist ein Rückschritt gegenüber den Vorjahren, bei der die Bundesregierung bisher immer zugestimmt hat und daher ein falsches und fatales Signal.  

Die Bundesregierung muss ihre Position revidieren und bei der nächsten Abstimmung der Resolution zur Untersuchung möglicher Risiken und Folgeschäden von Uranmunition zustimmen. Denn solange wissenschaftliche Studien langfristige Schäden für Mensch und Umwelt durch Uranmunition nicht eindeutig ausschließen und andere Untersuchungen darauf hinweisen, muss das Ziel sein, Zivilbevölkerung und Umwelt vor den Auswirkungen eines Einsatzes von Uranmunition zu schützen und eine Verseuchung unserer Umwelt über viele Jahrzehnte so gering wie möglich zu halten.
Uranmunition wurde nachweislich in folgenden internationalen Konflikten eingesetzt:
· Bosnien-Krieg

· Kosovo-Krieg

· zumindest durch die Sowjetunion im Afghanistan-Krieg
· Kuwait-Krieg (2. Golfkrieg)
· Irak-Krieg (3. Golfkrieg)

Der Kosovo-Krieg und Afghanistan-Krieg erfolgten mit deutscher Beteiligung, die US-Amerikaner, welche die Munition einsetzten, waren hier unsere Verbündeten. Die Bundeswehr verfügt jedoch nicht über DU-Munition. Im Rahmen des Kosovo Einsatzes kommt Deutschland dennoch eine besondere Verantwortung bei der Untersuchung, Beseitigung und Entschädigung im Zusammenhang mit dem Einsatz von Uranmunition zu. So wurden aus dem Kosovo sechzehnfach erhöhte Krebsraten berichtet. 
Heute kümmert sich niemand um die ‚Nachsorge’ solcher kriegerischen Einsätze mit Uranmunition, obwohl sich die Berichte katastrophaler gesundheitlicher Auswirkungen mehren.Medienberichte und NGOs weisen darauf hin, dass zehn Jahre nach dem Krieg gegen das Regime von Saddam Hussein weite Teile des Landes mit radioaktiven Überresten verseucht sind. Die Strahlenbelastung betrage in manchen Gebieten das 20-fache des Normalwertes. Gleichzeitig verzeichnen irakische Krankenhäuser einen massiven Anstieg von Leukämie, Fehlgeburten und anderen gesundheitlichen Schädigungen in der Bevölkerung.
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